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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 KA 242/03
Datum 02.04.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KA 9/04
Datum 20.06.2006

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 2.
April 2004 sowie der Bescheid der Beklagten vom 4. Juni 2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 8. Mai 2003 aufgehoben. Die Beklagte wird
verpflichtet, gegenÃ¼ber der Beigeladenen einen Schadens- ersatz in HÃ¶he von
829,16 EUR festzusetzen. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des gesamten Verfahrens.
Die auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen im gesamten Verfahren sind nicht
erstattungsfÃ¤hig. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die klagende Ersatzkasse begehrt von der beklagten KassenzahnÃ¤rztlichen
Vereinigung die Festsetzung eines Schadensersatzanspruchs gegen die beigeladene
VertragsÃ¤rztin wegen mangelhafter Versorgung mit Zahnersatz.

Die beigeladene ZahnÃ¤rztin gliederte auf der Grundlage eines von der KlÃ¤gerin
genehmigten Heil- und Kostenplanes vom 15. Januar 2001 bei dem Versicherten H N
am 9. MÃ¤rz 2001 Kronen sowie eine BrÃ¼cke im Oberkiefer (Zahn 24 auf 27)
sowie eine BrÃ¼cke im Unterkiefer (Zahn 36 auf 38) ein. Von den Gesamtkosten
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des Zahnersatzes in HÃ¶he von 5.200,00 DM trug die KlÃ¤gerin einen Anteil von
1.621,70 DM entsprechend 829,16 EUR.

Nach DurchfÃ¼hrung der Behandlung wandte sich der Patient zunÃ¤chst zur
Nachbehandlung an die Beigeladene. Er beklagte ein SchmerzgefÃ¼hl bei kalten
GetrÃ¤nken und Schmerzen beim Kauen auch bei geringer Kraftbelastung.
Daraufhin wurden bei zwei Nachbehandlungsterminen EinschleifmaÃ�nahmen
durchgefÃ¼hrt, die jedoch nach Angaben des Patienten nicht zum Erfolg fÃ¼hrten.
Der Patient wandte sich daraufhin an die KlÃ¤gerin. Er habe die Beigeladene nach
erfolgloser DurchfÃ¼hrung von zwei Nachbehandlungen um einen MaÃ�nahmeplan
gebeten, um endlich Klarheit zu haben. Dieser sei von ihr nicht erstellt worden. Das
Vertrauen zur Beigeladenen sei nicht mehr gegeben. Dagegen machte die
Beigeladene geltend, dass nach den zwei Nachbehandlungsterminen weitere
Termine vereinbart worden seien, zu denen der Patient nicht mehr erschienen sei.

Daraufhin veranlasste die KlÃ¤gerin das Gutachten des Zahnarztes Dr. Na zu der
Frage, ob der am 9. MÃ¤rz 2001 eingegliederte Zahnersatz funktionstÃ¼chtig sei
und falls nein, ob MÃ¤ngel in der Planung des Zahnersatzes durch den Zahnarzt, in
der technischen Herstellung des Zahnersatzes oder anderer Art vorlÃ¤gen.

In seinem Gutachten vom 18. September 2001 kam Dr. Na zu dem Ergebnis, dass
die ZÃ¤hne 24 und 38 bei der VitalitÃ¤tsprobe extrem Ã¼berempfindlich reagiert
hÃ¤tten. Die Aufbissbeschwerden kÃ¶nnten auf die SchrÃ¤gbelastung des um 45
Grad geneigten Zahns 38 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, die
TemperaturÃ¼berempfindlichkeit auf den freiliegenden Kronenrand 24 sowie 38
distal. Eine MÃ¤ngelbeseitigung sei nur durch Neuanfertigung zu erreichen. Wegen
der starken Neigung von Zahn 38 sei eine Einbeziehung als BrÃ¼ckenpfeiler
fraglich.

Daraufhin verlangte die Beigeladene die Erstellung eines Obergutachtens. Das
Gutachten des Dr. Na sei widersprÃ¼chlich. Sie sei zu Nachbesserungen bereit. Der
Patient sei leider zu den von ihm selbst vorgeschlagenen Terminen nicht
erschienen. Eine Neuanfertigung des Zahnersatzes sei nicht erforderlich.
EinschleifmaÃ�nahmen, Fluoridtouchierungen und gegebenenfalls
Mundbehandlungen wÃ¼rden ausreichen, um die Beschwerden zu beseitigen.

Die KlÃ¤gerin veranlasste das Obergutachten des Zahnarztes Dr. D vom 15. Januar
2002. Dieser kam zu dem Ergebnis, dass die UnterkieferbrÃ¼cke 36 bis 38 MÃ¤ngel
im Randschluss an Zahn 36 aufweise. Die BrÃ¼ckengliedgestaltung 26 und 37 sei
mÃ¤ngelbehaftet, da parodontal unhygienisch. Durch nicht ausreichende
Ausheilzeit (Extraktion 26 und 37 im Januar 2001, Eingliederung der BrÃ¼cke am 9.
MÃ¤rz 2001) bestehe vom BrÃ¼ckenglied zum Alveolarkamm jeweils ein Defekt
buccal an 26 und lingual an 37, der Speiseretentionen begÃ¼nstige. Des Weiteren
bestÃ¼nden MÃ¤ngel in der Okklusion, da 26, 27 und 37, 38 ohne okklusale
Kontakte seien. Der mesial gekippte Zahn 38 sei unter vertragszahnÃ¤rztlichen
Gesichtspunkten nicht Ã¼berkronungswÃ¼rdig und eine Geschiebeteilung somit
unwirtschaftlich. Zusammenfassend bestÃ¼nden MÃ¤ngel in Randschluss,
BrÃ¼ckengliedgestaltung und Okklusion, die nur durch Neuanfertigung zu beheben
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seien. Dabei sei zu berÃ¼cksichtigen, dass Zahn 38 wegen der starken Kippung als
BrÃ¼ckenpfeiler nicht mehr geeignet sei.

Zu dem Obergutachten des Dr. D teilte die Beigeladene der KlÃ¤gerin mit, dass sie
dieses nur teilweise akzeptiere und auch nicht bereit sei, den gesamten
Kassenanteil zurÃ¼ckzuzahlen. Sie sei nach wie vor bereit, ihrer
Nachbesserungspflicht nachzukommen und die Unterkieferversorgung neu
anzufertigen. Eine Neuanfertigung der Oberkieferversorgung auf Grund
unhygienischer BrÃ¼ckengliedgestaltung, von der im Erstgutachten keine Rede
gewesen sei, sei aus ihrer Sicht nicht erforderlich. Dazu sei vielmehr anzumerken,
dass der Patient aus KostengrÃ¼nden und wegen eines bevorstehenden
Auslandsaufenthaltes das vorgeschlagene Langzeitprovisorium zur
Ã�berbrÃ¼ckung der Ausheilungsphase abgelehnt habe. Auch das
VertrauensverhÃ¤ltnis des Patienten zu ihr kÃ¶nne nicht gestÃ¶rt sein, da er nach
Eingliederung des Zahnersatzes mehrere freundliche Postkarten und GrÃ¼Ã�e aus
den USA mit Hinweisen auf die bevorstehende Problembeseitigung persÃ¶nlich an
sie gesandt habe.

Mit Schreiben vom 16. April 2002 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die
Festsetzung eines Schadensersatzes gegenÃ¼ber der Beigeladenen in HÃ¶he von
829,16 EUR. Das Obergutachten habe das Vorgutachten im Hinblick auf die
BrÃ¼ckenversorgung 24 bis 27 und 36 bis 38 bestÃ¤tigt. Die BrÃ¼cken wiesen
MÃ¤ngel in der Planung und technischen Herstellung auf und mÃ¼ssten neu
angefertigt werden. Dagegen wandte die Beigeladene ein, dass die Einbeziehung
des gekippten Zahns 38 auf den Wunsch des Patienten zurÃ¼ckgehe, der sich nicht
mit einer LÃ¼cke zwischen 36 und 38 habe abfinden wollen. Die Behandlung sei
dadurch erschwert gewesen, dass der Patient in SÃ¼ddeutschland gearbeitet habe
und Behandlungstermine in der Regel auf den Freitag, unter UmstÃ¤nden auch den
Montagvormittag beschrÃ¤nkt gewesen seien. AuÃ�erdem habe der Patient zum
Zeitpunkt der Behandlung eine zweiwÃ¶chige GeschÃ¤ftsreise in die USA geplant.
Eine Versorgung der ZÃ¤hne mit einem Langzeitprovisorium zur optimalen
Ausheilung der Extraktionswunde habe der Patient aus KostengrÃ¼nden und der
Sorge, das Provisorium kÃ¶nne wÃ¤hrend der Reise Beschwerden machen und
eventuell einen Zahnersatz in den USA erforderlich machen, abgelehnt.
Kontrolltermine am Wochenende, die dem Patienten angeboten worden seien, seien
ebenfalls abgelehnt worden. Der Patient sei erst sechs Wochen nach der
Prothesenversorgung am 11. Mai 2001 erstmals mit Temperatur- und
Druckbeschwerden in ihrer Praxis erschienen. Sie habe versucht, eine Entlastung
des Zahnes 38 durch Einschleifen zu erreichen, was leider zu der im Gutachten
bemÃ¤ngelten Nonokklusion gefÃ¼hrt habe. Daher sei sie selbstverstÃ¤ndlich zu
einer Neuanfertigung der Unterkieferversorgung bereit. Eine Neuanfertigung der
Oberkieferversorgung sei dagegen nicht erforderlich, da die eingegliederte BrÃ¼cke
beschwerdefrei sei und eine leichte durch die kurzfristige Versorgung bedingte â��
unhygienische Form des BrÃ¼ckengliedes dies nicht zwingend erfordere.

Mit Bescheid vom 4. Juni 2002 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin auf
Festsetzung eines Schadensersatzes gegenÃ¼ber der Beigeladenen ab und fÃ¼hrte
zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus: Die von der KlÃ¤gerin veranlassten
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zahnÃ¤rztlichen Gutachten beschrieben MÃ¤ngel an der oberen und unteren
BrÃ¼cke, die eine Neuanfertigung notwendig machten. Die Beigeladene sei nach
mehrfacher Aussage zur Nachbesserung auch durch Neuanfertigung bereit. Aus
ihrer ausfÃ¼hrlichen Stellungnahme gehe hervor, dass die Behandlung unter
extremem Termindruck durchgefÃ¼hrt wurde. Das Risiko habe die Beigeladene auf
Wunsch des Patienten Ã¼bernommen und ihn auch darÃ¼ber aufgeklÃ¤rt. Der
gesamte Ablauf der Behandlung inklusive der freundlichen Korrespondenz des
Patienten mit der ZahnÃ¤rztin lasse erkennen, dass die Zumutbarkeit einer
Nachbesserung auch durch Neuanfertigung durchaus gegeben sei. Die beiden
Nachbesserungstermine nach der Eingliederung des Zahnersatzes wÃ¼rden keinen
Anlass geben, weshalb das VertrauensverhÃ¤ltnis so gestÃ¶rt sein sollte, dass eine
Nachbesserung nicht zumutbar wÃ¤re. Die erkennbaren UmstÃ¤nde des
Behandlungsablaufes und auch die Behandlungs- und Planungsfehler seien nicht so
gravierend, dass das Nachbesserungsrecht verwirkt wÃ¤re.

Daraufhin forderte die Beklagte den Versicherten auf, sich bei der Beigeladenen
kostenlos den Zahnersatz im Unterkiefer neu anfertigen zu lassen. Dies lehnte der
Versicherte ab. Er habe sich seinerzeit durch eine Person seines Vertrauens
behandeln lassen, weil er panische Angst vor Zahnbehandlungen habe. Das
Vertrauen zur Beigeladenen sei jedoch tiefgreifend gestÃ¶rt, nachdem bei zwei
Nachuntersuchungen behauptet worden sei, alles sei in Ordnung. Die an die
Beigeladene gerichtete Bitte, einen MaÃ�nahmeplan Ã¼ber die weitere Behandlung
zu erstellen, sei nicht beantwortet worden. Er habe bisher nicht den Mut gefunden,
sich erneut in zahnÃ¤rztliche Behandlung zu begeben. Er beabsichtige aber
kurzfristig einen Zahnarzt seines Vertrauens aufzusuchen, um die erforderliche
Behandlung durchfÃ¼hren zu lassen.

Die KlÃ¤gerin legte Widerspruch gegen den ablehnenden Bescheid der Beklagten
vom 4. Juni 2002 ein und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus: Die
Beigeladene akzeptiere die obergutachtliche Beurteilung lediglich bezÃ¼glich der
Versorgung des Unterkiefers. Nachdem die untere BrÃ¼cke wegen der Kippung des
Pfeilerzahnes 38 nicht indiziert gewesen sei, laufe das Angebot der kostenlosen
Neuversorgung jedoch ins Leere. Die BrÃ¼cke im Oberkiefer sei nach Auffassung
beider Gutachter funktionsuntÃ¼chtig, weil bei Zahn 24 die PrÃ¤parationsgrenze
frei liege. Die Neuversorgung sei aber auch wegen fehlender Okklusion notwendig.
Herr N habe entsprechende Beschwerden vorgetragen und die Beigeladene habe
darauf offensichtlich nicht reagiert. Die mangelhafte AusfÃ¼hrung der
Oberkieferversorgung rechtfertige ebenfalls die RÃ¼ckzahlung der Kassenleistung.

Mit Bescheid vom 8. Mai 2003 wies die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus: Der geltend
gemachte Schadensersatzanspruch setze voraus, dass der Versicherte auf Grund
eines schuldhaft vertragswidrigen Verhaltens des Zahnarztes zur KÃ¼ndigung des
Dienstvertrags veranlasst worden sei. Es reiche nicht aus, dass eine im Rahmen der
Dienstleistung erbrachte Leistung objektiv mit MÃ¤ngeln behaftet sei. Ein zur
KÃ¼ndigung berechtigendes schuldhaft vertragswidriges Verhalten des Zahnarztes
sei vielmehr nur dann gegeben, wenn dessen Arbeitsergebnis vÃ¶llig unbrauchbar
und eine Nachbesserung nicht mÃ¶glich oder dem Versicherten nicht zumutbar sei.
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In diesem Zusammenhang sei darauf hinzuweisen, dass auch die Neuanfertigung
noch als ultimative Form der Nachbesserung anzusehen sei. Die Frage der
Zumutbarkeit einer Nachbesserung fÃ¼r den Versicherten beurteile sich nach den
konkreten UmstÃ¤nden des Einzelfalles. Hierbei seien die Schwere des
Behandlungsfehlers, Dauer und Umfang der bereits vorgenommenen
Nachbesserungsversuche sowie gegebenenfalls die Einsicht des Vertragsarztes in
die Mangelhaftigkeit der Leistungen zu berÃ¼cksichtigen. Im vorliegenden Fall sei
der Versicherte nicht zur KÃ¼ndigung des Dienstvertrages berechtigt gewesen und
der Regressanspruch der KlÃ¤gerin sei daher nicht begrÃ¼ndet. BezÃ¼glich der
geltend gemachten Planungsfehler bei der Einbeziehung des Zahns 38 sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass in dem von der KlÃ¤gerin genehmigten Heil- und
Kostenplan ausdrÃ¼cklich auf den extremen Neigungsgrad dieses Zahnes
hingewiesen worden sei. Die KlÃ¤gerin hÃ¤tte die MÃ¶glichkeit gehabt, vor der
Genehmigung des Heil- und Kostenplans eine Begutachtung durchfÃ¼hren zu
lassen, was jedoch unterblieben sei. Unter diesen UmstÃ¤nden sei die
nachtrÃ¤gliche Geltendmachung eines Planungsfehlers durch die KlÃ¤gerin nicht
mehr zulÃ¤ssig. Auch soweit sich der Regressanspruch auf Behandlungsfehler
stÃ¼tze, die in der mangelhaften AusfÃ¼hrung des Planes bestÃ¼nden, sei dieser
nicht begrÃ¼ndet. Nach dem Inhalt des vorliegenden Gutachtens weise die
eingegliederte zahnÃ¤rztliche Versorgung allerdings MÃ¤ngel auf, die als
Behandlungsfehler zu werten seien. Zu nennen seien hier insbesondere die
negative Stufe an Zahn 36 sowie die fehlende Okklusion an den ZÃ¤hnen 26, 27
und 37, 38. Des Weiteren sei auf die eingetretene Spaltbildung am BrÃ¼ckenglied
26 hinzuweisen, die durch eine objektiv zu frÃ¼h vorgenommene definitive
Versorgung nach Extraktion mit plastischer Deckung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Die
Verantwortung fÃ¼r die durch EinschleifmaÃ�nahmen eingetretene Nonokklusion
im Unterkiefer habe die VertragsÃ¤rztin uneingeschrÃ¤nkt Ã¼bernommen und sich
insoweit zur Nachbesserung im Wege der Neuanfertigung bereit erklÃ¤rt.
Hinsichtlich der gutachtlich beschriebenen MÃ¤ngel im Oberkiefer sei der Zeitdruck
zu berÃ¼cksichtigen, unter dem die Anfertigung der Prothese durchgefÃ¼hrt
worden sei. Hierbei sei der Patient Ã¼ber die zahnmedizinisch idealere LÃ¶sung
einer zunÃ¤chst vorzunehmenden Versorgung mit einem Langzeitprovisorium
aufgeklÃ¤rt worden. Die gleichwohl erfolgte frÃ¼hzeitige definitive Versorgung sei
zumindest auch auf den Wunsch des Patienten zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Auch wenn die
Verantwortung fÃ¼r die zahnmedizinische Leistung uneingeschrÃ¤nkt bei der
ZahnÃ¤rztin liege und eine wirksame Einwilligung des Patienten in medizinisch
kontraindizierte Versorgungsformen nicht mÃ¶glich sei, kÃ¶nne dieser Umstand
gleichwohl bei der Frage der Zumutbarkeit weiterer NachbesserungsmaÃ�nahmen
berÃ¼cksichtigt werden. Nach WÃ¼rdigung dieser UmstÃ¤nde sei der Patient zur
fristlosen KÃ¼ndigung des Behandlungsvertrages nicht berechtigt gewesen.
Weitere NachbesserungsmaÃ�nahmen erschienen zumutbar. Eine ZerrÃ¼ttung des
VertrauensverhÃ¤ltnisses zwischen der Beigeladenen und dem Versicherten sei
nicht ersichtlich. Der Versicherte wÃ¤re verpflichtet gewesen, sich zu weiteren
Nachbehandlungen in die Praxis zu begeben. In deren Verlauf hÃ¤tte die
Beigeladene, die sich zu ihrer Verantwortung bekannt habe, vermutlich auch ohne
Einschaltung des Gutachterverfahrens eine Neuanfertigung jedenfalls des
Unterkiefers angeboten und durchgefÃ¼hrt. Die Verantwortung fÃ¼r den
mÃ¶glicherweise auf Grund der bei dem Patienten bestehenden Zahnarztphobie
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eingetretenen Behandlungsabbruch habe die VertragszahnÃ¤rztin jedoch nicht zu
Ã¼bernehmen.

Dagegen hat sich die KlÃ¤gerin mit der am 4. Juni 2003 beim Sozialgericht Kiel
eingegangenen Klage gewandt und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt: Entgegen der Auffassung der Beklagten stehe der Festsetzung des
Schadensersatzanspruchs nicht entgegen, dass der Beigeladenen keine
ausreichende Gelegenheit zur Nachbesserung gegeben worden wÃ¤re. Ein zum
Schadensersatz verpflichtendes schuldhaftes vertragswidriges Verhalten des
Zahnarztes sei nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts bereits dann als
gegeben anzusehen, wenn dessen Arbeitsergebnis vÃ¶llig unbrauchbar und eine
Nachbesserung nicht mÃ¶glich oder dem Versicherten nicht zumutbar sei. Sei das
Arbeitsergebnis eines Zahnarztes vÃ¶llig unbrauchbar und kÃ¶nne der Zahnersatz
auch durch Nachbesserungsarbeiten nicht funktionsfÃ¤hig gestaltet werden,
kÃ¶nne der Zahnarzt zwangslÃ¤ufig nicht damit gehÃ¶rt werden, ihm sei keine
Gelegenheit zur Nachbesserung gegeben worden. Wenn eine Nachbesserung nicht
mÃ¶glich sei, kÃ¶nne dem Zahnarzt dazu auch keine Gelegenheit gegeben werden.
Die Nachbesserung beziehe sich nicht auf die MÃ¶glichkeit zur Neuanfertigung. Da
der Zahnersatz des Versicherten N sowohl im Oberkiefer wie auch im Unterkiefer
erneuert werden mÃ¼sse, komme es hier auf die Zumutbarkeit einer
Nachbesserung fÃ¼r den Versicherten nicht an. Im Ã�brigen kÃ¶nne nicht zu
Gunsten der Beigeladenen berÃ¼cksichtigt werden, dass die erfolgte frÃ¼hzeitige
definitive Versorgung mit Zahnersatz zumindest auch auf den Wunsch des
Patienten zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Der Zahnarzt dÃ¼rfe sich auch vom Versicherten
nicht zu Behandlungen drÃ¤ngen lassen, fÃ¼r die er aus medizinischen
ErwÃ¤gungen heraus keine Verantwortung Ã¼bernehmen kÃ¶nne. Insoweit befreie
selbst das EinverstÃ¤ndnis des Versicherten den Zahnarzt grundsÃ¤tzlich nicht von
der Verantwortung fÃ¼r das medizinisch richtige Vorgehen.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

den Widerspruchsbescheid vom 13. Januar 2003 (richtig: 8. Mai 2003) aufzuheben
und die Beklagte zu verpflichten, durch Bescheid einen Schadensersatzanspruch
der KlÃ¤gerin gegen die VertragszahnÃ¤rztin Dr. C , S , wegen mangelhafter
zahnprothetischer Versorgung ihres Versicherten H N in HÃ¶he von 829,16 EUR
festzusetzen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat auf den Inhalt der angefochtenen Bescheide Bezug genommen.

Die Beigeladene hat sich im Klageverfahren nicht geÃ¤uÃ�ert.

Mit Urteil vom 2. April 2004 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Nach der Rechtsprechung werde ein
die Schadensersatzverpflichtung auslÃ¶sendes schuldhaft vertragswidriges
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Verhalten des Zahnarztes dann als gegeben angesehen, wenn dessen
Arbeitsergebnis vÃ¶llig unbrauchbar und eine Nachbesserung nicht mÃ¶glich oder
dem Versicherten nicht zumutbar sei. Diese Voraussetzungen seien hier nicht
erfÃ¼llt. Die Beteiligten seien sich einig, dass die eingegliederte Zahnversorgung
nicht uneingeschrÃ¤nkt mÃ¤ngelfrei sei. Einen Behandlungsfehler sehe die Kammer
ebenso wie die Beteiligten in den festgestellten OkklusionsmÃ¤ngeln im Bereich der
ZÃ¤hne 26, 27 und 37. Dagegen kÃ¶nne die Ã�berempfindlichkeit der ZahnhÃ¤lse
durchaus auf einer falschen Putztechnik des Patienten beruhen, so dass ein
sichtbarer Kronenrand nicht bereits einen Behandlungsfehler darstelle. Die Kammer
sei der Auffassung, dass sich die OkklusionsmÃ¤ngel im hinteren Bereich der linken
KieferhÃ¤lfte durch Erneuerung der Unterkieferversorgung beheben lieÃ�en. Beide
Gutachter beschrieben nÃ¤mlich Kontakte an den ZÃ¤hnen 24 und 25 zu den
entsprechenden ZÃ¤hnen des Gegenkiefers. Durch Neuanfertigung der
Unterkieferversorgung hÃ¤tte hier eine hinreichende Okklusion erreicht werden
kÃ¶nnen. Die Neuanfertigung der Unterkieferversorgung sei dem Patienten auch
zumutbar. Nach Auffassung der Kammer entfalle die Zumutbarkeit einer
Nachbehandlung nicht generell dann, wenn eine MÃ¤ngelbeseitigung nur durch
Neuanfertigung des Zahnersatzes mÃ¶glich sei. Die Zumutbarkeit kÃ¶nne nur dann
entfallen, wenn sich von der Notwendigkeit einer Neuanfertigung auch stets auf die
Schwere des Behandlungsfehlers schlieÃ�en lieÃ�e. Das sei jedoch nicht der Fall.
Aus zahlreichen vorangegangenen Verfahren sei der Kammer bekannt, dass es
vorrangig eine handwerklich-technische Frage sei, ob eine Nachbehandlung durch
VerÃ¤nderung des bereits gefertigten Zahnersatzes, z.B. durch Einschleifen oder
UnterfÃ¼ttern zum Erfolg fÃ¼hre oder ob eine Erneuerung beispielsweise von
Kronen erforderlich sei. Es seien durchaus FÃ¤lle denkbar, in denen die
vollstÃ¤ndige Erneuerung des Zahnersatzes fÃ¼r den Patienten schonender oder
fÃ¼r die Krankenkasse wirtschaftlicher sei. Die Entscheidung darÃ¼ber, ob dem
Patienten eine erforderliche Nachbehandlung zumutbar sei oder ob ihm ein
auÃ�erordentliches KÃ¼ndigungsrecht zustehe, habe sich daher nach Auffassung
der Kammer allein an den UmstÃ¤nden des Einzelfalles zu orientieren. Zu
berÃ¼cksichtigen seien dabei insbesondere die Schwere des Behandlungsfehlers,
Dauer und Erfolg der bereits durchgefÃ¼hrten Nachbehandlung, die Einsicht des
Zahnarztes in die Notwendigkeit einer Nachbehandlung sowie unter UmstÃ¤nden
auch deren Umfang. Bei allem mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt werden, dass auch
ZahnÃ¤rzten zuzubilligen sei, dass sie Krankheiten behandeln und der
Behandlungserfolg sich nicht immer sogleich und uneingeschrÃ¤nkt einstelle,
sondern Nachbehandlungen erforderlich seien. Vorliegend sei zu berÃ¼cksichtigen,
dass es sich um eine umfangreiche Zahnersatzversorgung in Ober- und Unterkiefer
handele. Diese sei durch die WÃ¼nsche des Patienten nach einer Einbeziehung des
gekippten Zahnes 38 und nach einer mÃ¶glichst sofortigen definitiven Versorgung
ohne Langzeitprovisorium erschwert gewesen. Hinzu komme, dass sich der Patient
montags bis donnerstags aus beruflichen GrÃ¼nden in Bayern aufgehalten und eine
lÃ¤ngere Reise in die Vereinigten Staaten von Amerika geplant habe. Aus diesen
GrÃ¼nden hÃ¤tten notwendige Nachbehandlungstermine nur unter sehr
erschwerten Bedingungen vereinbart werden kÃ¶nnen. Die
Nachbehandlungstermine seien teilweise durch den Patienten nicht eingehalten
worden. Letztlich hÃ¤tten zwei Nachbehandlungstermine im April und Mai 2001
stattgefunden. Der Versicherte habe persÃ¶nlichen Kontakt mit der Beigeladenen
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und deren Praxisteam gehalten, in dem er sie um einen MaÃ�nahmeplan gebeten
habe. Diese UmstÃ¤nde zeigten, dass weder aus Sicht der Beigeladenen noch aus
Sicht des Versicherten das VertrauensverhÃ¤ltnis zerstÃ¶rt gewesen sei. Vielmehr
sei dem Patienten vorrangig an einer Beseitigung des Mangels gelegen gewesen.

Gegen das ihr am 22. April 2004 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit der
am 30. April 2004 beim Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht
eingegangenen Berufung, zu deren BegrÃ¼ndung sie ihr Vorbringen aus dem
erstinstanzlichen Verfahren wiederholt und vertieft. Entgegen der Auffassung des
Sozialgerichts komme es vorliegend nicht auf die Zumutbarkeit oder
Unzumutbarkeit einer Nachbesserung durch Neuanfertigung an. Eine
MÃ¤ngelbeseitigung durch Neuanfertigung habe das Bundessozialgericht nicht
statuiert. Ausschlaggebend sei, dass das Arbeitsergebnis der Beigeladenen vÃ¶llig
unbrauchbar und eine Nachbesserung nicht mÃ¶glich sei. ErwÃ¤gungen zur
Zumutbarkeit einer Nachbesserung kÃ¤men in diesem Fall nicht zum Tragen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 2. April 2004 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 4. Juni 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 8. Mai
2003 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, einen Schadensersatzanspruch
gegenÃ¼ber der Beigeladenen in HÃ¶he von 829,16 EUR festzusetzen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt das erstinstanzliche Urteil und macht geltend, dass eine erforderliche
Neuanfertigung des Zahnersatzes nicht dessen vÃ¶llige Unbrauchbarkeit indiziere.
Im Ã�brigen mÃ¼sse die Gesamtversorgung im Ober- und Unterkiefer einheitlich
betrachtet werden. Im vorliegenden Fall bedÃ¼rfe es lediglich der Neuversorgung
im Unterkiefer und nicht in der gesamten prothetischen Versorgung.

Die Beigeladene hat sich auch im Berufungsverfahren nicht geÃ¤uÃ�ert.

Die den streitigen Sachverhalt betreffenden Verwaltungsakten der KlÃ¤gerin und
der Beklagten haben dem Senat vorgelegen. Diese sind Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung gewesen. Wegen weiterer Einzelheiten
wird auf ihren Inhalt Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat hat wie bereits das Sozialgericht in der Besetzung mit je einem Richter
aus dem Kreis der Krankenkassen und der KassenzahnÃ¤rzte entschieden, da der
geltend gemachte Anspruch AuÃ�enrechtsbeziehungen der KassenzahnÃ¤rztlichen
Vereinigung zur Krankenkasse betrifft (BSG, Urteil vom 3.Dezember 1997 B 6 RKa
40/96 ; BSG, Urteil vom 21. April 1993 â�� 14a RKa 6/92 â�� SozR 3-5555 Â§ 15 Nr.
1).
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere
statthaft, weil der Wert des Beschwerdegegenstandes mit 829,16 EUR die Grenze
von 500,00 EUR gem. Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
Ã¼berschreitet. Die Statthaftigkeit der Berufung ist nicht davon abhÃ¤ngig, dass
der Wert des Beschwerdegegenstandes 5.000,00 EUR Ã¼berschreitet, weil es sich
vorliegend nicht um eine Erstattungsstreitigkeit zwischen juristischen Personen des
Ã¶ffentlichen Rechts oder BehÃ¶rden im Sinne des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG
handelt. Als Erstattungsstreitigkeiten im Sinne des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG
sind in erster Linie Streitigkeiten um ErstattungsansprÃ¼che im Sinne der Â§Â§ 102
ff. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) anzusehen (vgl. Kummer, NZS 1993,
285, 291). Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits ist das Begehren der
klagenden Krankenkasse auf Festsetzung eines Schadensersatzanspruches
gegenÃ¼ber der Beigeladenen. Es handelt sich dabei auch bei einer weiten
Auslegung des Begriffs nicht um einen Erstattungsanspruch (im Ergebnis ebenso zu 
Â§ 149 SGG in der bis zur Aufhebung durch das Gesetz zur Entlastung der
Rechtspflege vom 11. Januar 1993, BGBl. I S. 50 geltenden Fassung: BSG, Urteil
vom 21. April 1993, a. a. O.).

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat Anspruch darauf, dass die
Beklagte gegenÃ¼ber der Beigeladenen einen Schadensersatz in HÃ¶he von 829,16
EUR festsetzt.

Rechtsgrundlage des von der KlÃ¤gerin verfolgten Begehrens auf Festsetzung eines
Schadensersatzanspruches ist eine Ã¶ffentlich-rechtliche Schadensersatzpflicht des
Vertragsarztes im VerhÃ¤ltnis zur KassenzahnÃ¤rztlichen Vereinigung, die sich aus
dem Gesamtzusammenhang der Regelungen des Zahnarzt-Ersatzkassenvertrages
(EKV-Z) ergibt. Im Falle mangelhafter Versorgung mit Zahnersatz ist der Zahnarzt
zum Schadensersatz und sind die vertragsÃ¤rztlichen Institutionen zur Festsetzung
des Schadensersatzanspruches verpflichtet. Die Krankenkasse kann nicht selbst
unmittelbar gegen den Zahnarzt vorgehen, weil und solange die
vertragszahnÃ¤rztlichen Institutionen diesem gegenÃ¼ber im Hinblick auf seine
fortbestehende Zulassung zur vertragszahnÃ¤rztlichen Versorgung noch
Regelungsgewalt besitzen (BSG, Urteil vom 28. April 2004 â�� B 6 KA 64/03 R â�� 
SozR 4-5555 Â§ 12 Nr. 1, juris Rz. 13, m.w.N.).

ZustÃ¤ndig fÃ¼r die Festsetzung des Schadensregresses war jedenfalls nach der
hier maÃ�gebenden Rechtslage bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens im
Mai 2003 â�� die beklagte KassenzahnÃ¤rztliche Vereinigung, gegen die sich die
Verpflichtungsklage zu Recht richtet. Anders als im zahnÃ¤rztlichen
PrimÃ¤rkassenbereich, in dem insoweit die Befugnis zur Festsetzung von
Schadensregressen den fÃ¼r die WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung zustehenden Gremien
Ã¼bertragen worden ist, war nach dem EKV-Z in der zuletzt durch Vereinbarung
vom 25. Oktober 2001 geÃ¤nderten, bis zum 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung im Ersatzkassenbereich die ZustÃ¤ndigkeit der KassenzahnÃ¤rztlichen
Vereinigung gegeben (vgl. BSG, a.a.O., juris Rz. 14, m.w.N.). Â§ 12 Abs. 6 EKV-Z in
der hier noch maÃ�gebenden Fassung sah vor, dass die KassenzahnÃ¤rztliche
Vereinigung bei der nÃ¤chsten Abrechnung "durch Vertragsinstanzen anerkannte
Forderungen einer Vertragskasse gegen einen Vertragsarzt aus diesem Vertrag"
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absetzt. Eine Pflicht zur AbfÃ¼hrung des ErlÃ¶ses des gegen den Zahnarzt
festgesetzten Regressanspruchs steht unter dem Vorbehalt, dass sich dieser
Regressanspruch durchsetzen lÃ¤sst (BSG, Urteil vom 21. April 1993, a.a.O., juris
Rz. 26).

Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts ist die Beklagte verpflichtet,
gegenÃ¼ber der Beigeladenen den geltend gemachten Schadensersatz in HÃ¶he
von 829,16 EUR festzusetzen. Bei der Versorgung von Zahnersatz gegenÃ¼ber dem
Patienten handelt es sich um einen Dienstvertrag im Sinne des Â§ 611
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) der â�� da es sich um Dienstleistungen hÃ¶herer
Art handelt â�� gemÃ¤Ã� Â§ 627 BGB grundsÃ¤tzlich jederzeit gekÃ¼ndigt werden
kann. Dies schlieÃ�t ein Recht des Zahnarztes auf Nachbesserung zur Vermeidung
von SchadensersatzansprÃ¼chen in der Regel aus. Ein Schadensersatzanspruch
setzt jedoch unabhÃ¤ngig davon, ob man diesen im Einzelfall aus einer analogen
Anwendung von Â§ 628 BGB oder dem Rechtsinstitut der positiven
Vertragsverletzung ableitet â�� voraus, dass der Versicherte auf Grund eines
schuldhaft vertragswidrigen Verhaltens des Zahnarztes zur KÃ¼ndigung veranlasst
worden ist. HierfÃ¼r reicht die Tatsache, dass eine im Rahmen der Dienstleistung
erbrachte Leistung mit MÃ¤ngeln behaftet ist, allein nicht aus (BSG, Urteil vom 2.
Dezember 1992 â�� 14a/6 RKa 43/91 â�� SozR 3 5555 Â§ 9 Nr. 1; BSG, Urteil vom
16. Januar 1991 â�� 6 RKa 25/89 â�� SozR 3 5555 Â§ 12 Nr. 2). Ein zur KÃ¼ndigung
berechtigendes schuldhaftes vertragswidriges Verhalten des Zahnarztes wird im
vorliegenden Zusammenhang dann als gegeben angesehen, wenn dessen
Arbeitsergebnis vollstÃ¤ndig unbrauchbar und eine Nachbesserung nicht mÃ¶glich
oder dem Versicherten nicht zumutbar ist (BSG, a.a.O.).

Der Senat lÃ¤sst offen, ob dem Versicherten im vorliegenden Fall eine
Nachbesserung zumutbar gewesen wÃ¤re. Jedenfalls wird das Schreiben des
Versicherten an die Beigeladene, mit dem er nach erfolgloser DurchfÃ¼hrung von
zwei Nachbesserungsversuchen um einen "MaÃ�nahmeplan" gebeten hat,
entgegen der Auffassung des Sozialgerichts nicht als Beleg fÃ¼r ein
fortbestehendes VertrauensverhÃ¤ltnis zwischen der Beigeladenen und dem
Versicherten angesehen werden kÃ¶nnen, weil der Versicherte gerade geltend
macht, dass das VertrauensverhÃ¤ltnis nach erfolgloser DurchfÃ¼hrung der
Nachbesserungsversuche und nachdem die Beigeladene nicht auf die Bitte um
Erstellung eines MaÃ�nahmeplans reagiert habe, zerstÃ¶rt worden sei. Darauf
kommt es hier jedoch nicht an, weil eine MÃ¤ngelbeseitigung nur durch
Neuanfertigung des Zahnersatzes mÃ¶glich ist. Die Frage, ob es dem Versicherten
zumutbar ist, eine Nachbesserung durch die Beigeladene durchfÃ¼hren zu lassen,
kann unter diesen UmstÃ¤nden dahingestellt bleiben.

Dabei verkennt der Senat nicht, dass eine Nachbehandlung durch VerÃ¤nderung
des bereits gefertigten Zahnersatzes fÃ¼r den Patienten weniger belastend sein
kann als eine Neuanfertigung. Dies wird sogar vielfach der Fall sein. Wenn man
jedoch â�� wie das Sozialgericht â�� auch in FÃ¤llen der Unbrauchbarkeit des
Zahnersatzes auf die UmstÃ¤nde des Einzelfalles und die Frage abstellen wollte, ob
die erforderliche Neuanfertigung fÃ¼r den Patienten belastender ist als eine
Nachbesserung und wenn man zusÃ¤tzlich berÃ¼cksichtigen wÃ¼rde, ob die
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Notwendigkeit einer Neuanfertigung im Einzelfall mit der Schwere des
Behandlungsfehlers in Zusammenhang steht, wÃ¼rden die in der Rechtsprechung
in Anlehnung an zivilrechtliche MaÃ�stÃ¤be entwickelten Kriterien mit der
Unterscheidung von Fallgestaltungen, in denen die MÃ¤ngel durch eine
Nachbesserung behoben werden kÃ¶nnen und Fallgestaltungen, in denen eine
vollstÃ¤ndige Neuanfertigung erforderlich ist, bedeutungslos. Der Senat hÃ¤lt an
den in der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vertretenen MaÃ�stÃ¤ben fest.
Es erscheint dem Senat sachgerecht, dem Patienten in den FÃ¤llen, in denen
ohnehin eine vollstÃ¤ndige Neuanfertigung des Zahnersatzes erforderlich ist, die
MÃ¶glichkeit zum Wechsel des behandelnden Zahnarztes zuzugestehen, ohne dass
die Zumutbarkeit einer erneuten Behandlung beim bisher behandelnden Zahnarzt
im Einzelnen zu prÃ¼fen ist. Im Ã¼brigen sind die in der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts entwickelten MaÃ�stÃ¤be in der Praxis sehr viel leichter zu
handhaben, als ein Abstellen auf die "UmstÃ¤nde des Einzelfalles" auch in FÃ¤llen
der Erforderlichkeit einer Neuanfertigung. Vielfach wÃ¤re eine sehr umfangreiche
AufklÃ¤rung des Sachverhalts erforderlich. Das gilt insbesondere in
Fallgestaltungen wie der Vorliegenden, in der die Angaben des Versicherten und die
der behandelnden Ã�rztin zum Verlauf der Behandlung und den Auswirkungen auf
das VertrauensverhÃ¤ltnis nicht Ã¼bereinstimmen. Das Sozialgericht ist bei seiner
Beurteilung der UmstÃ¤nde des Einzelfalles soweit ersichtlich ebenso wie die
Beklagte von der Darstellung durch die Beigeladene ausgegangen, ohne dies
nÃ¤her zu begrÃ¼nden.

FÃ¼r ein Festhalten an den in der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
entwickelten MaÃ�stÃ¤ben spricht ferner, dass diese mit der Rechtsprechung der
Zivilgerichte zu der Frage in Einklang stehen, unter welchen Voraussetzungen der
Patient den Behandlungsvertrag mit dem Zahnarzt kÃ¼ndigen kann, ohne dass
dem Zahnarzt ein VergÃ¼tungsanspruch fÃ¼r die bis dahin erbrachten Leistungen
zusteht. Geregelt wird dies allerdings in Â§ 628 Abs. 1 Satz 2 BGB und nicht wie die
Entscheidungen des BSG vom 16. Januar 1991 und vom 2. Dezember 1992 (a. a. O.)
nahe legen kÃ¶nnten in Â§ 628 Abs. 2 BGB. Nach dieser Vorschrift steht dem
Dienstverpflichteten ein Anspruch auf VergÃ¼tung insoweit nicht zu, als seine
bisherigen Leistungen infolge der KÃ¼ndigung fÃ¼r den anderen Teil kein Interesse
haben, wenn der Verpflichtete die KÃ¼ndigung des anderen Teils durch sein
vertragswidriges Verhalten veranlasst hat (oder wenn der Verpflichtete kÃ¼ndigt,
ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teils dazu veranlasst zu sein.).
Die zivilgerichtliche Rechtsprechung geht davon aus, das die Leistung in Gestalt des
Zahnersatzes fÃ¼r den Patienten jedenfalls dann kein Interesse hat, wenn der
Zahnersatz mangelhaft ist und sich ein mangelfreier Zahnersatz nicht durch eine
â�� dem Ã�blichen entsprechende Nachbehandlung, wie z.B. Einschleifen,
herstellen lÃ¤sst, sondern vÃ¶llig unbrauchbar bzw. wenn eine Neuherstellung des
Zahnersatzes erforderlich ist (OLG Hamburg, Urteil vom 25. November 2005 â�� 1 U
6/05 â�� OLGR 2006, 128; OLG DÃ¼sseldorf, Urteil vom 11. Mai 2000 â�� 8 U
133/99 â�� AHRS 2695/303; OLG Koblenz, Urteil vom 7. Januar 1993 5 U 1289/92
â�� MedR 1994, 30; OLG KÃ¶ln, Urteil vom 12. Januar 1977 â�� 2 U 100/76 VersR
1977, 843). Unter diesen UmstÃ¤nden kommt es nicht darauf an, ob dem Patienten
eine (weitere) Nachbehandlung zumutbar ist. Soweit die Beklagte geltend macht,
dass die Neubestellung als ultimative Form der Nachbesserung anzusehen sei, mag
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dies im Zusammenhang mit dem Anspruch auf NacherfÃ¼llung im
Werkvertragsrecht zutreffen (vgl. BGH, Urteil vom 10. Oktober 1985 VII ZR 303/84
â�� BGHZ 96, 111 = NJW 1986, 711). FÃ¼r die hier zu beurteilende Frage des
Bestehens eines Honoraranspruchs nach der KÃ¼ndigung eines Dienstvertrags
kommt es darauf jedoch nicht an.

Zur Ã�berzeugung des Senats steht fest, dass die am 9. MÃ¤rz 2001
durchgefÃ¼hrte Versorgung des Versicherten mit Zahnersatz sowohl bezogen auf
die BrÃ¼cke im Oberkiefer als auch bezogen auf die BrÃ¼cke im Unterkiefer
mangelhaft war und dass eine Nachbesserung im Sinne einer Beseitigung des
Mangels an dem eingegliederten Zahnersatz insgesamt nicht mÃ¶glich ist, sondern
dass eine Neuherstellung erforderlich ist. Dabei lÃ¤sst der Senat dahinstehen, ob
der Regressanspruch auf mÃ¶gliche Planungsfehler wegen der Einbeziehung des
Zahns 38 gestÃ¼tzt werden kann oder ob die KlÃ¤gerin mit diesem Einwand wegen
der Genehmigung des Heil- und Kostenplans ausgeschlossen ist (vgl. dazu BSG,
Urteil vom 20. Mai 1992 14a/6 RKa 9/90 â�� SozR 3-5555 Â§ 12 Nr. 3, juris Rz. 30;
BSG, Urteil vom 2. Dezember 1992, a. a. O., juris Rz. 17). Denn der von der
Beigeladenen eingegliederte Zahnersatz weist weitere MÃ¤ngel auf, die in der
mangelhaften AusfÃ¼hrung des Behandlungsplans begrÃ¼ndet sind und die eine
Neuanfertigung erforderlich machen.

Mit seiner Ã�berzeugung zur Erforderlichkeit einer vollstÃ¤ndigen Neuanfertigung
des Zahnersatzes stÃ¼tzt sich der Senat auf das im Verwaltungsverfahren
eingeholte zahnÃ¤rztliche Gutachten des Dr. Na vom 18. September 2001 und das
Obergutachten des Dr. D vom 15. Januar 2002. Die Gutachter sind
Ã¼bereinstimmend zu der Auffassung gekommen, dass sowohl die Versorgung im
Bereich des Oberkiefers als auch die Versorgung im Bereich des Unterkiefers
MÃ¤ngel aufweist, die nur durch eine Neuanfertigung behoben werden kÃ¶nnen.
Damit Ã¼bereinstimmend hat die Beklagte in dem Bescheid vom 4. Juni 2002 unter
Bezugnahme auf die von der KlÃ¤gerin in Auftrag gegebenen Gutachten die
Auffassung vertreten, dass die beschriebenen MÃ¤ngel sowohl an der oberen als
auch an der unteren BrÃ¼cke eine Neuanfertigung notwendig machen. WÃ¶rtlich
heiÃ�t es in dem Bescheid: "Die Gutachten, die im Abstand von vier Monaten
erstellt wurden, beschreiben MÃ¤ngel an der oberen und unteren BrÃ¼cke, die eine
Neuanfertigung notwendig machen". An der Erforderlichkeit der Neuanfertigung
sowohl der BrÃ¼cke im Oberkiefer als auch der BrÃ¼cke im Unterkiefer hat die
Beklagte auch im angefochtenen Widerspruchsbescheid keine Zweifel zum
Ausdruck gebracht und die ablehnende Entscheidung allein damit begrÃ¼ndet,
dass auch die Neuanfertigung als ultimative Form der Nachbesserung anzusehen
sei. Soweit das Sozialgericht in seiner Entscheidung Zweifel an der Erforderlichkeit
einer Neuanfertigung der BrÃ¼cke im Oberkiefer geÃ¤uÃ�ert hat und sich dabei auf
die Sachkunde des als Vertragszahnarzt tÃ¤tigen ehrenamtlichen Richters Dr. Ha
gestÃ¼tzt hat, konnte der Senat dies nicht nachvollziehen. Nach dem Inhalt der
EntscheidungsgrÃ¼nde hat Dr. Ha lediglich darauf hingewiesen, dass die
festgestellte Ã�berempfindlichkeit der ZahnhÃ¤lse auf einer falschen Putztechnik
des Patienten beruhen kÃ¶nne und dass ein sichtbarer Kronenrand nicht bereits
einen Behandlungsfehler darstelle, wenn die Krone die PrÃ¤parationsgrenze im
Ã�brigen erreiche. Dabei handelt es sich jedoch nach der gewÃ¤hlten Formulierung
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nur um eine von mehreren MÃ¶glichkeiten. DarÃ¼ber hinaus ist der Senat zu der
Ã�berzeugung gelangt, dass eine Beurteilung der Frage, ob eine Nachbesserung der
BrÃ¼cke im Oberkiefer mÃ¶glich ist oder ob eine Neuanfertigung erforderlich ist,
eine Untersuchung des mit der BrÃ¼cke versorgten Versicherten voraussetzt.
Insoweit bezieht sich der Senat auf die Sachkunde des als Vertragszahnarzt
tÃ¤tigen ehrenamtlichen Richters Hb. Ausschlaggebend kann nach Auffassung des
Senats daher nur der Inhalt der im Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten
sein. Beide Gutachter haben den Versicherten nach der Eingliederung des
Zahnersatzes durch die Beigeladene zeitnah untersucht. Die Gutachten beschreiben
Ã¼bereinstimmend MÃ¤ngel sowohl bezogen auf die BrÃ¼cke im Oberkiefer als
auch auf die BrÃ¼cke im Unterkiefer. Auch der Obergutachter Dr. D kommt auf
dieser Grundlage zu dem Ergebnis, dass die bestehenden MÃ¤ngel nur durch
Neuanfertigung zu beheben sind. Der Beurteilung durch die Gutachter sind keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r zu entnehmen, dass sich die Erforderlichkeit einer
Neuanfertigung nur auf eine der beiden als mangelhaft beschriebenen BrÃ¼cken
beziehen kÃ¶nnte.

Die Beklagte hat erstmals in der Berufungserwiderung vom 11. Mai 2006 geltend
gemacht, dass es vorliegend lediglich der Neuversorgung im Unterkiefer und damit
nicht der gesamten Versorgung des Patienten mit Zahnersatz in der linken
GesichtshÃ¤lfte bedurft hÃ¤tte. Diese Auffassung ist nicht nÃ¤her begrÃ¼ndet
worden. Die Beigeladene, die im Verwaltungsverfahren ebenfalls die Auffassung
vertreten hatte, dass eine Neuversorgung im Bereich des Oberkiefers nicht
erforderlich sei, hat sich im gesamten gerichtlichen Verfahren nicht mehr
geÃ¤uÃ�ert. Unter diesen UmstÃ¤nden hat der Senat keinen Anlass gesehen, im
gerichtlichen Verfahren weitere Ermittlungen anzustellen. Vielmehr konnte sich der
Senat mit seiner Ã�berzeugungsbildung auf die im Verwaltungsverfahren
eingeholten Gutachten stÃ¼tzen. Bei den von der klagenden Krankenkasse
eingeholten Gutachten handelt es sich nicht um Privatgutachten. Die im
Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten sind im gerichtlichen Verfahren
urkundlich verwertbar (BSG, Urteil vom 20. Mai 1992 14a/6 RKa 9/90 â�� SozR 3
5555 Â§ 12 Nr. 3). Eine weitere AufklÃ¤rung des Sachverhalts durch die Einholung
weiterer Gutachten ist unter diesen UmstÃ¤nden nur erforderlich, wenn die im
Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten im Klageverfahren im Einzelnen
substantiiert angegriffen werden oder wenn der Sachverhalt im
Verwaltungsverfahren mangelhaft aufgeklÃ¤rt worden ist, weil z.B. versÃ¤umt
worden ist, ein Obergutachten einzuholen (vgl. BSG, Urteil vom 2. Dezember 1992,
a.a.O.). Diese Voraussetzungen liegen hier jedoch nicht vor. Zwar hat die Beklagte
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung ergÃ¤nzend zu der Erforderlichkeit der
Neuversorgung allein im Bereich des Unterkiefers vorgetragen. Solche erstmals in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgetragenen Bedenken kÃ¶nnen nach Auffassung
des Senats jedoch nicht als substantiiertes Vorbringen im Sinne der o. g.
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts angesehen werden. Im Ã¼brigen sieht
der Senat keine MÃ¶glichkeit, den von der Beklagten in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung erstmals dargelegten Zweifeln an der Erforderlichkeit der
Neuversorgung im Bereich des Oberkiefers nachzugehen, weil eine AufklÃ¤rung des
Sachverhalts durch die Einholung eines weiteren Gutachtens zeitnah erfolgen
mÃ¼sste und jedenfalls nach Ablauf eines Zeitraums von mehr als fÃ¼nf Jahren
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ausgeschlossen ist. Auch insoweit bezieht sich der Senat auf die Sachkunde des
ehrenamtlichen Richters Hb.

Es bestehen keine Zweifel am Verschulden der Beigeladenen. Zwar gibt es
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass BemÃ¼hungen der Beigeladenen, besonderen
WÃ¼nschen des Versicherten Rechnung zu tragen, zu dem unbefriedigenden
Ergebnis beigetragen haben kÃ¶nnten. Dies Ã¤ndert aber jedenfalls nichts daran,
dass die Beigeladene die Verantwortung fÃ¼r die fachgerechte Erbringung der
Leistung trÃ¤gt und sich nicht auf WÃ¼nsche des Patienten einlassen darf, die nicht
fachgerecht zu realisieren sind. Von der uneingeschrÃ¤nkten Verantwortung der
ZahnÃ¤rztin fÃ¼r die zahnmedizinische Leistung ist im Ã�brigen auch die Beklagte
im angefochtenen Widerspruchsbescheid ausgegangen.

Der Anspruch steht der KlÃ¤gerin in der geltend gemachten HÃ¶he zu. Da der
Zahnersatz vollstÃ¤ndig unbrauchbar war, entspricht die SchadenshÃ¶he dem von
der Krankenkasse anteilig geleisteten Honorar (vgl. BSG, Beschluss vom 29. Juni
2001 â�� B 6 KA 74/00 B -, verÃ¶ffentlicht in juris; BSG, Urteil vom 2. Dezember
1992, a.a.O., juris Rz. 30). Dass dieses fehlerhaft berechnet worden sein kÃ¶nnte,
ist nicht ersichtlich und auch von den Beteiligten nicht geltend gemacht worden.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1,
Abs. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 25.07.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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